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Die Mehrheit in der Stadtverordnetenversamm-
lung hat den Rückwärtsgang eingelegt. Die öko-
logische Mustersiedlung Gollacker wurde gestri-
chen. Und kürzlich verabschiedeten sich CDU,
FDP und Grüne gänzlich von dem Ziel, bezahlba-
ren Wohnraum zu schaffen.

„Alle Fraktionen waren sich
einig, dass angesichts der
steigenden Mietpreise für
sozialen Wohnraum ge-
sorgt werden müsse“, war
am 17. Juli in der Wetterau-

er Zeitung zu lesen. Wer
aber an der Stadtverordne-
tenversammlung teilgenom-
men hat, weiß: Das sind nur
Lippenbekenntnisse!
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Antrag für eine bessere 
Radweganbindung

Das derzeitige Radwege-
netz von Assenheim nach
Friedberg-Ossenheim (im
Bereich Hofgut Best) ist
lückenhaft und Radfahrer:
innen müssen die L3187
und die enge Bahnunter-
führung benutzen. Künftig
stehen Baumaßnahmen an
der Bahnunterführung und
parallel dazu die Sanie-
rung der L3187 an. Damit
wäre ein Lückenschluss
im Radwegenetz möglich.
Hessen hat für Radwege
Fördermittel von 23,5 Mio.
Euro bereitgestellt. Da-
raus könnte der Magistrat
Mittel abrufen. 
DIE LINKE. beantragte,
dass mit allen Beteiligten
Stellen diesbezüglich Ge-
späche geführt werden. 



Fortsetzung von Seite 1

Eigentlich wird das Problem
gar nicht ernst genommen. 
Zwar entsteht in Niddatal
Wohnraum - aber das sind
Einfamilienhaussiedlungen,
die sich nur gut Verdienen-
de leisten können. 

Rückwärtsgang

„Wir müssen sozialen
Wohnraum schaffen aber
das sozial verträglich und
ins Stadtbild passend“,
zitiert die Wetterauer Zei-
tung (WZ) den Grünen
Fraktionsvorsitzenden
Oliver Seuss. Aber was
will uns der Dichter ei-
gentlich sagen? Inhaltlich
kommt in dieser Aussage
nichts vor. 
Na klar ist sozialer Wohn-
raum sozial verträglich! 
Und wie bitte passen die
Einfamilienhaussiedlun-
gen mit dem großen Flä-
chenverbrauch ins Stadt-
bild? Und wieso wenden
sich ausgerechnet die
Grünen gegen eine Öko-
Siedlung wie den Goll-
acker?

CDU-Fraktionsvorsitzender Einhoff mag keine Quote. 30 Prozent
Sozialwohnungen in jedem Neubaugebiet lehnt er ab. Er denkt
mit dem Beschluss einer Quote würde sich kein Investor finden
lassen, mit dem man gemeinsam die Schaffung eines größeren
Wohngebiets angehen könnte (So stand es in der WZ). 
Jetzt stellt sich die Frage: Was ist mit dem Gollacker? Das Land
Hessen (WI-Bank) wollte als Investor genau das tun: Eine Ener-
gie-Plus-Siedlung bauen mit einer Sozialquote von immerhin 25
Prozent für bezahlbaren Wohnraum. Die CDU hat das Projekt
abgelehnt und damit verhindert, dass in Niddatal bezahlbare
Mietwohnungen neu entstehen. Durch ihre ideologische Brille
kann die CDU offensichtlich nur in engen Grenzen denken: Für
sie gibt es nur die Möglichkeit privater Investitionen und jemand
muss Profit machen. Naturgesetz?

Bürgermeister Hahn von der CDU wird in der WZ zitiert: „Wir
haben zugegebenermaßen einen großen Investitionsstau auch
hinsichtlich sozialem Wohnungsbau. Doch der lässt sich nur auf-
lösen, wenn wir dafür die finanziellen Voraussetzungen schaffen
und zwar über die Erschließung neuer Wohngebiete. Mit dem
Gewinn können wir dann für sozialen Wohnraum sorgen.“
Wurden denn in der Vergangenheit keine Wohngebiete erschlos-
sen? Wurde Gewinn erzielt? Und wenn: Wurde der Gewinn in
sozialen Wohnraum investiert? Noch nicht mal die städtischen
Wohnungen konnten mit diesem Gewinn saniert werden. 
Niddatal hatte schon immer wenig finanziellen Spielraum. Mit
den knappen Mitteln mussten die zahlreichen Aufgaben der Kom-
mune finanziert werden. Der Schwerpunkt wurde vor der rot-roten
Koalition nie auf soziales Wohnen gelegt. War da nicht die CDU
in der kommunalen ‘Regierung’? Noch nie hat sich die CDU um
bezahlbare Mietwohnungen gekümmert. Es existiert keine par-
lamentarische Initiative, kein Antrag, nichts. Und zur Erinnerung:
Als CDU, FDP und Grüne damals für den Haushalt verantwortlich
waren, lagen die Haushaltszahlen deutlich im Minus!

Überprüfen wir doch mal die Aussagen der bür-
gerlichen Koalition aus CDU, FDP und Grünen:

Bezahlbare Mietwohnun-
gen entstehen nicht. Aber
vielleicht will man das ja
auch gar nicht. Das Klien-
tel von CDU, FDP und Grü-
nen scheint ein anderes zu
sein.

DIE GRÜNEN
In ihrer Haushaltsrede
wundert sich die FDP, wa-
rum bezahlbares Woh-
nen eine entscheidende
soziale Frage sein soll.
Während sich die Kreis-
FDP in der WZ vorsich-
tig für die Schaffung von
bezahlbarem Wohnraum
ausspricht, ficht das die
FDP Niddatal nicht an.
Sie behauptet sogar, der
Einsatz von Krediten für
sozialen Wohnungsbau
sei illegal.
Sie will auch nicht, dass
Niddatal der kreiseige-
nen Wohnungsbaugesell-
schaft beitritt und hat im
Stadtparlament dagegen
gestimmt. Den Einstiegs-
beitrag zur WoBAu will
die FDP sparen. Für was?

FDP

CDU

Bürgermeister Hahn (CDU)

In der Stadtverordnetenver-
sammlung am 25. Februar
2021 fand der Antrag, der
kreiseigenen WoBau beizu-
treten, keine Mehrheit. 
Als Finanzeinlage waren ei-
gentlich 100.000 Euro kal-
kuliert. Bürgermeister Hahn
wollte diese 100.000 Euro
„sinnvoller“ in Sanierungs-
maßnahmen der vorhande-
nen städtischen Wohnun-
gen investieren. Als Bei-
spiel wurden die Wohnun-
gen in Bönstadt angeführt,
die noch mit Kohle- und Öl-
Einzelöfen geheizt werden.
DIE LINKE. fragt nach:
lWurden die kalkulierten
Finanzmittel für den Beitritt
zur Wohnbaugesellschaft
zwischenzeitlich für Sanie-
rungsaufgaben in den vor-
handenen städtischen Woh-
nungen genutzt?
l Ist zukünftig eine grund-
legende Sanierung des
städtischen Wohneigen-
tums geplant?

Na c h g e f r a g t
Wie wurden die 
100.000 Euro genutzt, 
die als Finanzeinlage 
für die kreiseigene 
WoBau vorgesehen 
waren?

Für die Sanierung des Bür-
gerhauses wurden Kosten
von ca. 3,5 Mio. geschätzt.
Soweit wir wissen, wurde
bisher ein Brandgutachten
in Auftrag gegeben und
dringend nötige Reinigungs-
arbeiten an den Abwasser-
leitungen sind erledigt. 
Wie geht es weiter?

Stand der Sanie-
rungsmaßnahmen
Bürgerhaus 
Ilbenstadt

l Sind weitergehende Sa-
nierungsmaßnahmen zur
Aufrechterhaltung des Bür-
gerhauses in Ilbenstadt ge-
plant?
l Wenn ja, welche Maß-
nahmen sollen durchge-
führt werden und welche
zeitlichen Planungen sind
diesbezüglich vorgesehen?
l Ist während der Sanie-
rungsmaßnahmen mit einer
zwischenzeitlichen Schlie-
ßung des Bürgerhause zu
rechnen?
l Ist die Kostenschätzung
und der Sanierungsum-
fang von 2017 noch rele-
vant oder ergeben sich
zwischenzeitlich Änderun-
gen?



die LINKE solidarische Ge-
sundheits- und Pflegevoll-
versicherung.

4. Wohnen bezahlbar
machen!
Immer größere Teile des
Einkommens werden von
der Miete aufgefressen. 
Wir streiten für einen Mie-
tenstopp und feste Ober-
grenzen für die Mieten! 
Jedes Jahr wollen wir 250.
000 zusätzliche Sozialwoh-
nungen schaffen.

5. Große Vermögen
müssen endlich 
gerecht besteuert
werden.
Dann ist genug Geld da für
kleinere Schulklassen und
gute Ausstattung, für mehr
Personal und bessere Be-
zahlung in Erziehung, Pfle-
ge und im öffentlichen Nah-
verkehr.
Mittlere und kleine Einkom-
men wollen wir entlasten,
indem wir alle Einkommen
bis 14.000 Euro steuerfrei
machen.

6. Klimagerecht 
für alle.
Ein gut ausgebauter Nah-
verkehr für alle und kosten-
frei: Das ist gut fürs Klima
und gut für die Menschen!

7. Niemand fällt unter
1200 Euro im Monat!
In Rente, Kurzarbeitergeld
oder Grundsicherung: Wer
weniger als 1200 Euro hat,
ist von Armut bedroht. Die
Renten müssen steigen.
Das geht, wenn alle - auch
Beamte, Abgeordnete und
Reiche - in die gesetzliche
Rentenkasse einzahlen.

8. Frieden und 
eine demokratische 
Gesellschaft.
Wir wollen Waffenexporte
verbieten, denn jede Waffe
findet ihren Krieg. Wir strei-
ten für eine Gesellschaft,
frei von Ausgrenzung und
Ausbeutung. Mit gleichen
Rechten für alle. Mit einem
starken Sozialstaat und gu-
ten sozialen Dienstleistun-
gen für alle.

1. Kein Niedriglohn!
Die Löhne müssen steigen.
Wir wollen einen Mindest-
lohn von 13 Euro. Leihar-
beit, Minijobs und Befristun-
gen drücken die Löhne. 
Gute Arbeitsverträge mit
dem Schutz durch Tarifver-
träge für alle!

2. Pflegenotstand
stoppen!
Wir wollen gute Versorgung
mit ausreichend Personal
gesetzlich festlegen. Bes-
sere Arbeitsbedingungen
und 500 Euro mehr pro Mo-
nat: Wer Menschen pflegt,
darf nicht weniger verdie-
nen als diejenigen, die Geld
verwalten oder mit Aktien
handeln!

3. Gleich gute Gesund-
heitsversorgung für
alle - ohne 
Zuzahlungen und 
Eigenanteile!
Die Krankenkassenbeiträ-
ge steigen nicht, wenn alle,
auch die Topverdiener:innen,
in eine Kasse einzahlen: In

Am 26. September 
ist Bundestagswahl


